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Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier: Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1
         des Baugesetzbuches (BauGB)

Für das nachstehend aufgeführte Planungsgebiet wird die 
frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
Baugesetzbuch in der Zeit vom 01.07.2020 mit 03.08.2020 
durchgeführt.

Stadtbezirk 16. Ramersdorf-Perlach

Umgriffsplan

Änderung des Flächennutzungsplanes
für den Bereich VI/38
Arnold-Sommerfeld-Straße (südlich), Lise-Meitner-Weg  
(nördlich)

Wesentliche Ziele und Zwecke der Planung:
Das prognostizierte Bevölkerungswachstum der Landes-
hauptstadt München führt zu einem steigenden Fahrgastauf-
kommen und erfordert Angebotsausweitungen im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) durch sukzessive Netzerweite-
rungen und Taktverdichtungen. Die daraus resultierende,  
signifikante Vergrößerung des Fahrzeugparks bedarf entspre-
chender Abstell- und Werkstattkapazitäten. Erst mit einem 
zweiten Infrastrukturstützpunkt können die Personenbeförde-
rung sowie der Einsatz von Gleisbau- und Sonderfahrzeugen 
ausreichend flexibel organisiert werden. Ziel der Planung ist 
daher die planungsrechtliche Sicherung eines zweiten Stand-
ortes für einen U-Bahn-Betriebshof auf der Ebene des Flächen-
nutzungsplans. Um diesen Anforderungen zukünftig gerecht 
werden zu können, ist in Neuperlach Süd die Situierung eines 
zweiten U-Bahnbetriebshofs zusätzlich zum bestehenden in 
Fröttmaning geplant. 

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den all
gemeinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich 
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unterscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen  
Auswirkungen der Planung unterrichten kann, werden vom 
01.07.2020 mit 03.08.2020 an folgenden städtischen  
Dienststellen zur Einsicht bzw. Mitnahme bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung,  
Blumenstraße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 
(Auslegungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite 
des Gebäudes, auf Blumenstraße 28a –), von Montag mit 
Freitag von 06.30 bis 18.00 Uhr,

2. ��bei der Bezirksinspektion Ost, Trausnitzstraße 33,  
81671 München (Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis  
12 Uhr, Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr,  
Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr),

3. �in der Stadtbibliothek Neuperlach, Charles-de-Gaulle- 
Str. 2A, 81737 München (Dienstag, Mittwoch, Donnerstag,  
Freitag 10.00 – 19.00 Uhr, Sa 10.00 – 15.00 Uhr, Montag  
geschlossen).

Bitte beachten Sie das allgemeine Abstandsgebot und die 
Verpflichtung eine Mund-Nasenbedeckung zu tragen. 

Die Planunterlagen mit Beschreibung sind auch im Internet 
unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu finden.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

Auskünfte und Einzelerörterungen zur beabsichtigten Änderung 
des Flächennutzungsplans mit integrierter Landschaftsplanung 
erhalten Sie unter der Telefonnummer 089/233-2 28 30. Bitte 
vorherige telefonische Anmeldung oder Anmeldung per E-Mail 
unter: plan.fnp@muenchen.de. Stellungnahmen können wäh-
rend der Auslegungsfrist schriftlich, oder nach telefonischer 
Vereinbarung auch zur Niederschrift bei den genannten Kon-
taktdaten vorgetragen werden.

Eine Erörterung in größerem Rahmen über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung kann bis spätestens 03.08.2020 
beantragt werden.

Wenn mehrere Anträge auf öffentliche Erörterung eingehen, 
erfolgt die Bekanntgabe des Erörterungstermines im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München.

München, 08. Juni 2020	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
		  PLAN-HAI-11-2 

Allgemeinverfügung 
(Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
Nr. 1370/2007) der Landeshauptstadt München
über die Einführung eines 365-Euro-Ticket MVV  
für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende  
zum 01.08.2020 als Höchsttarif

Hintergrund

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 
(MVV GmbH) haben beschlossen, zum 01. August 2020 im 
Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerinnen, 
Schüler und Auszubildende ein 365-Euro-Ticket MVV mit ver-
bundweiter Gültigkeit als Jahresticket einzuführen. Ausgangs-
punkt der Überlegungen für dieses neue Angebot war den 
Schülern und Auszubildenden ein preisgünstiges Angebot  
anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe frühzeitig an den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) heranzuführen und 
zum anderen die Umwelt in Bezug auf den motorisierten Indi-
vidualverkehr (MIV) zu entlasten. 

Nach Prognose der MVV GmbH kann es in Folge der Einfüh-
rung dieses neuen Angebotes bei den Verkehrsunternehmen, 
die den MVV-Gemeinschaftstarif anwenden, zu einem Rück-
gang der Fahrgeldeinnahmen im MVV kommen. Der Freistaat 
Bayern, die Landeshauptstadt München sowie die Landkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg stellen eine 
angemessene Finanzierung sinkender Fahrgelderlöse im 
MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Umsetzung der Einfüh-
rung des 365-Euro-Ticket MVV resultieren, sicher. 

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Minderein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des 
365-Euro-Ticket MVV sicherzustellen, werden als Grundlage 
für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrs-
unternehmen von den Aufgabenträgern im MVV für ihr jeweili-
ges Zuständigkeitsgebiet jeweils eine Allgemeine Vorschrift  
im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/20071 in Form einer 
Allgemeinverfügung erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbe-
trages und die Durchführung des Finanztransfers gegenüber 
den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die MVV 
GmbH auf Basis der „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allgemeinverfügung 
ist und von der Gesellschafterversammlung der MVV GmbH 
am 12. Mai 2020 beschlossen wurde.

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentli-
chen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) erlässt die 
Landeshauptstadt München die nachstehende
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4. �Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die Lan-
deshauptstadt München, die Landkreise Bad Tölz-Wolfrats-
hausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeld-
bruck, München und Starnberg) stellen gemeinsam zur 
Finanzierung des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemein-
verfügungen einen Gesamtausgleichsbetrag bis zu einer 
Höhe von 30 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung, der 
entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV (Anlage 2) fortgeschrieben wird; Details sind der Anla-
ge 2 zu entnehmen. Die Landeshauptstadt München, die 
Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, 
Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 
stellen hiervon insgesamt einen anteiligen Finanzierungsbe-
trag in Höhe von einem Drittel an der Gesamtfinanzierung 
(Fortschreibung entsprechend Anlage 2) zur Verfügung. Die 
Verteilung dieses Betrages auf die Landeshauptstadt Mün-
chen und die Landkreise erfolgt nach Maßgabe der Finan-
zierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2). Die 
Landeshauptstadt München geht davon aus, dass der Ge-
samtausgleichsbetrag ausreicht, um den Verkehrsunter-
nehmen einen angemessenen Ausgleich für die spezifi-
schen Nachteile im MVV aus der Einhaltung der Tarifpflicht 
zu gewähren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbrin-
gung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) 
VO (EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich nach Einführung 
des 365-Euro-Ticket MVV zeigen, dass der Gesamtaus-
gleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, wird die Landeshaupt-
stadt München gemeinsam mit den übrigen Aufgabenträ-
gern im MVV geeignete Maßnahmen (beispielsweise eine 
Anpassung des Gesamtausgleichsbetrags) prüfen, wie er 
der vorgenannten Zielsetzung gerecht werden kann.

5. �Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, 
anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet wird, die 
operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleis-
tungen, die Führung von Nachweisen durch die Verkehrs-
unternehmen und die Rückforderung von Ausgleichleistun-
gen unter Einbindung der MVV GmbH richten sich nach der 
„Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ der MVV 
GmbH (Anlage 2). 

6. �Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München be-
kanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt 
jedoch erst einen Monat nach dem Tag in Kraft, an dem alle 
anderen Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die 
Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, 
Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starn-
berg) eine Allgemeinverfügung gleichen Regelungsgehalts, 
die den Höchsttarif nach Anlage 1 festsetzt, bekannt
gegeben haben und diese unanfechtbar geworden sind. 
Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung im jeweili-
gen Amtsblatt und mit Wirkung auf den dort genannten  
Termin. 

7. �Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2023 außer Kraft. 
Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert, geändert 
oder aufgehoben werden. Die Landeshauptstadt München 
wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern im MVV 
bis zum 31. Dezember 2021 über eine Nachfolgeregelung 
dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 31. Juli 2023 
eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleistung durch die 
Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Gemein-
schaftstarifs sicherzustellen. 

8. �Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung: 
Anlage 1: �Tarifbestimmungen für das 365-Euro-Ticket MVV
Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV
(Anlagen abrufbar unter https://www.muenchen.de/rathaus/

Allgemeinverfügung:

1. �Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird im allge-
meinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gemäß 
Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG ab dem 01. August 2020 – 
frühestens jedoch ab Anzeige des geänderten MVV-Ge-
meinschaftstarifs gegenüber dem Bayerischen Staatsminis-
terium für Wohnen, Bau und Verkehr und nach Zustimmung 
durch die Regierung von Oberbayern als zuständige Ge-
nehmigungsbehörden – als Höchsttarif für alle Auszubilden-
den im Sinne der Definition der bezugsberechtigten Perso-
nen des 365-Euro-Ticket MVV in Anlage 1 (im Folgenden 
Auszubildende genannt) im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007 festgesetzt. Die hiermit verbundene gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtung umfasst die Beförderung von Aus-
zubildenden im gegenüber der bis zum 31. Juli 2020 gelten-
den Fassung des MVV-Gemeinschaftstarifs (veröffentlicht 
am 14. August 2019) geänderten MVV-Gemeinschaftstarif. 
Der sachliche und geografische Geltungsbereich dieser All-
gemeinverfügung ist das Zuständigkeitsgebiet der Landes-
hauptstadt München in Bezug auf Verkehrsleistungen im 
allgemeinen ÖPNV, für die der MVV-Gemeinschaftstarif nach 
Einführung des 365-Euro-Ticket MVV Anwendung findet. 
Das Zuständigkeitsgebiet der Landeshauptstadt München 
umfasst ihr geografisches Gebiet sowie die Linienabschnitte 
außerhalb ihres Gebiets, für die der Landeshauptstadt 
München durch Zweckvereinbarung von Nachbaraufgaben-
trägern die Zuständigkeit übertragen wurde, nicht jedoch 
die Linienabschnitte auf ihrem Gebiet, für die die Landes-
hauptstadt München die Zuständigkeit durch Zweckverein-
barung auf benachbarte Aufgabenträger übertragen hat.

2. �Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungs
gebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrsleistungen  
im SPNV erbringen und den Höchsttarif anwenden, haben 
ab dem 01. August 2020 – frühestens jedoch ab Anzeige 
des reformierten MVV-Gemeinschaftstarifs gegenüber dem 
Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr und nach Zustimmung durch die Regierung von Ober-
bayern als zuständige Genehmigungsbehörden – einen  
Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die spezifischen  
finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus 
der Einführung des 365-Euro-Ticket MVV erwachsen. Die 
Höhe der Ausgleichsleistungen richtet sich nach der Finan-
zierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH 
(Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrsunternehmen 
ist auf den Betrag beschränkt, der dem finanziellen Netto-
effekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) 
1370/2007 aufgrund der Einhaltung der Tarifpflicht nach  
Ziffer 1 entspricht.

 
3. �Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen Netto-

effekt der Summe aller positiven und negativen Auswirkun-
gen der Erfüllung der gegenständlichen gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens bezogen auf 
die Einhaltung der Tarifpflicht gemäß Ziffer 1 nicht überstei-
gen. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jährlich  
einen Nachweis darüber zu führen, dass die empfangenen 
Ausgleichsleistungen zu keiner Überkompensation im Sinne 
von Art. 4 und Art. 6 Abs.1 in Verbindung mit dem Anhang 
der VO (EG) 1370/2007 geführt haben. Das Verfahren zur 
Nachweisführung richtet sich nach Maßgabe der Finanzie-
rungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH  
(Anlage 2). 

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenver-
kehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnun-
gen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) 
in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes 
für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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Stadtverwaltung/Referat-fuer-Arbeit-und-Wirtschaft/Beteili-
gungsmanagement/SWM-Tochter/mvg-eu-vo.html)

Gründe:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt 
München sowie die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürs-
tenfeldbruck, München und Starnberg haben der Einführung 
des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da die Umsetzung 
dieses neuen Angebotes nach den Prognosen der MVV 
GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen von bis zu 30 
Millionen pro Jahr (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) 
führen kann und somit nicht ohne Ausgleichsleistungen mög-
lich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG)), haben der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Lan-
deshauptstadt München sowie die Kreistage der Landkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg beschlossen, 
den betroffenen Verkehrsunternehmen hierfür einen wirt-
schaftlichen Ausgleich bis zu einer Höhe von 30 Millionen 
Euro pro Jahr zu gewähren, der Betrag von 30 Millionen Euro 
wird entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ti-
cket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben. 

Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichs-
leistungen an die Verbundverkehrsunternehmen im MVV er-
lässt die Landeshauptstadt München in ihrer Funktion als Auf-
gabenträger für den allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 
BayÖPNVG und als gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zuständi-
ge Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in ihrem sachli-
chen und räumlichen Zuständigkeitsbereich gemäß Art. 8a 
Abs. 2 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine Allgemeine 
Vorschrift in Form einer Allgemeinverfügung über die Festset-
zung des MVV-Gemeinschaftstarif als Höchsttarif für alle Aus-
zubildenden. Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung geht 
über die in § 45a PBefG enthaltene gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtung hinaus und im Rahmen des Ausgleichsverfahrens 
wird eine Doppelfinanzierung aufgrund Ausgleichsleistungen 
nach § 45a PBefG und nach dieser Allgemeinverfügung ver-
mieden. 

Sie beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen  
Union nach Maßgabe der VO (EG) 1370/2007 durch eine 
transparente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel 
an die Verkehrsunternehmen und eine auf den finanziellen 
Nettoeffekt aus der Erfüllung der Tarifpflicht beschränkte  
Gewährung von Ausgleichsleistungen. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München,  
Postfach 20 05 43, 
80005 München 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen2 Form.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt 
München) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-

nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Allgemeinverfügung soll in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

München, 09. Juni 2010	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1  

Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
(vereinfachtes Verfahren) 
vom 9. Juli 2020 mit 11. August 2020

Stadtbezirk 7 Sendling-Westpark

Bebauungsplan Nr. 2017c
Bahnlinie München-Lenggries (östlich),
Zielstattstraße (nordwestlich)
– öffentliche Grünfläche –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf  
Blumenstraße 28a –), vom 9. Juli 2020 mit 11. August 2020, 
Montag mit Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Aufgrund der aktuellen Situation durch die Covid-19-Pandemie 
wird bei der Aufnahme einer Stellungnahme zur Niederschrift 
um vorherige telefonische oder elektronische Terminvereinba-
rung unter 0 89/233-249 94 bzw. per E-Mail plan.ha2-20v@
muenchen.de gebeten.

Von einer Umweltprüfung wird im Rahmen des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens abgesehen.

2 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de).
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.
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Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

Aktueller Hinweis: 
Anlässlich der Covid-19-Pandemie wird im Auslegungsraum 
um Beachtung des allgemeinen Abstandsgebots und um  
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gebeten.

München, 16. Juni 2020	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung  

gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
vom 9. Juli 2020 mit 11. August 2020

Stadtbezirk 17 Obergiesing-Fasangarten

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2118
Münchberger Straße (östlich),
Kronacher Straße (südlich),
BAB A 8 München – Salzburg (westlich),
Fasangartenstraße (nördlich)
– �Allgemeine Wohngebiete (WA 1 und WA 2), 

Kindertageseinrichtung, Straßenverkehrsflächen, 
öffentliche Grünfläche –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt  
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstra-
ße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungs-
raum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, 

auf Blumenstraße 28a –), vom 9. Juli 2020 mit 11. August 
2020 Montag mit Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr, öffentlich
aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Aufgrund der aktuellen Situation durch die Covid-19-Pandemie 
wird bei der Aufnahme einer Stellungnahme zur Niederschrift 
um vorherige telefonische oder elektronische Terminvereinba-
rung unter 0 89/2 33-2 86 28 bzw. per E-Mail unter plan.ha.2-
33v@muenchen.de gebeten.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere 
	– Verkehrsuntersuchung
	– Schalltechnische Untersuchung
	– Immissionstechnische Einschätzung zum Betrieb eines 

BHKW / Kraft-Wärme-Kopplung
	– Erschütterungstechnische Untersuchung
	– Elektrische und magnetische Felder der Bahnstrecke

Informationen zu den Schutzgütern Tiere und Pflanzen, 
insbesondere  
	– Strukturtypenkartierung
	– Baumbestandsplan und Baumliste
	– Naturschutzfachliches Gutachten zur Prüfung artenschutz-

rechtlicher Vorschriften

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere  
	– Bericht zur historischen und orientierenden Altlastenerkun-

dung
	– Bericht zur ergänzenden, orientierenden Altlastenerkundung
	– Luftbildauswertung Orientierende Kampfmittelvorerkundung

Informationen zu den Schutzgütern Wasser, Klima und 
Luft, insbesondere   
	– Luftschadtechnische Untersuchung
	– Geruchstechnisches Gutachten
	– Ausbreitungsberechnung Bioaerosole
	– Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Gesund-

heit und Lebensmittelsicherheit zur Belastung mit Bioaero-
solen.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind auch im 
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben 
dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benut-
zen.

Aktueller Hinweis: 
Anlässlich der Covid-19-Pandemie wird im Auslegungsraum 
um Beachtung des allgemeinen Abstandsgebots und um  
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gebeten.

München, 18. Juni 2020	� Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
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Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des Dienstleisters für Infor-
mations- und Telekommunikationstechnik der Stadt München 
(it@M), München, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezem-
ber 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht des Dienstleisters für Informations- und 
Telekommunikationstechnik der Stadt München (it@M), Mün-
chen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse
	– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesent-

lichen Belangen der Eigenbetriebsverordnung des Bundes-
landes Bayern i. V. m. den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz
lage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 und

	– vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen we-
sentlichen Belangen steht der Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der  
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Bayern sowie 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt  
hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiter-
gehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  
für den Jahresabschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Bundeslandes Bayern i. V. m. den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermit-
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.07.2020  

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur AVBFernwär-
meV wird wie folgt geändert:    

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz
oder

49,48
4,95

58,88
5,89

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat  
entsprechen 1 MWh)

34,85 41,47 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und  
Parkstadt Solln

4,56 5,43 Euro/m³

9.2 Grundpreis 39,92 47,50 Euro/kW 
und Jahr

Preisstand: 16.06.2020

Die Bruttopreise enthalten die derzeit gültige Umsatzsteuer in 
Höhe von 19 Prozent und sind kaufmännisch gerundet.
Bei einer gesetzlichen Änderung der Umsatzsteuer werden 
die Bruttopreise entsprechend angepasst.

München, den 29. Juni 2020	 Stadtwerke München		
		  SWM Versorgungs GmbH

Öffentliche Bekanntgabe
der SWM Versorgungs GmbH
i.S.d. § 17 der Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)

Die SWM haben ihre Technischen Anschlussbedingungen 
Wasser (TAB Wasser) zum 01.07.2020 angepasst. Die TAB 
Wasser finden Sie auf unserer Internetseite www.swm.de.  
Außerdem liegen sie in den Geschäftsräumen der SWM,  
Emmy-Noether-Straße 2, 80992 München zur Einsichtnahme 
aus. Die bisher gültigen TAB Wasser treten außer Kraft.

it@M  Jahresabschluß zum 31.12.2018

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 
18.03.2020 den Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, GuV, 
Lagebericht und Anhang mit Anlagennachweis, des Dienst-
leisters für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Stadt München (it@M), München für das Wirtschaftjahr 2018 
(01. Januar bis 31. Dezember) festgestellt.

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers  
vom 15. März 2019

An den Dienstleister für Informations- und Telekommunika
tionstechnik der Stadt München (it@M), München:
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abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – be-
absichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigen-
betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu  
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmen-
stätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern sowie den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Bayern und den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und  
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu  
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen  
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern sowie den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt  
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von  
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
	– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – 

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche  
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-

digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.

	– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

	– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden so-
wie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben.

	– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten  
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigen-
betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

	– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zu Grunde liegenden  
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

	– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

	– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zu Grunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares  
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.

Nürnberg, am 15. März 2019	 CURACON GmbH
		  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
		  Zweigniederlassung Nürnberg
		  Rösl Wirtschaftsprüfer	
		  Mohr Wirtschaftsprüfer

Amtsblatt_18.indd   399Amtsblatt_18.indd   399 24.06.20   14:5424.06.20   14:54



SAS Druck, Messerschmittstraße 9, 82256 Fürstenfeldbruck
ZKZ 01207 – PVSt – DPAG – Entgelt bezahlt

Jahresabschluss und Lagebericht des Dienstleisters für Infor-
mations- und Telekommunikationstechnik der Landeshaupt-
stadt München (it@M) werden hiermit festgestellt.

Der Jahresabschluss 2018 und der Lagebericht des Dienst-
leisters für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Stadt München (it@M), München, liegen in der Zeit vom  
03. August 2020 bis 31. August 2020 jeweils von 09:00 Uhr  
bis 15:00 Uhr am Agnes-Pockels-Bogen 21, Zimmer D 4.105, 
80992 München, zur Einsicht aus.

Aktueller Hinweis:
Anlässlich der Covid-19-Pandemie wird im Auslegungsraum 
um Beachtung des allgemeinen Abstandsgebots und um  
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gebeten.

München, 18. Juni 2020	� it@M  
(Dienstleister für Informations- 
und Telekommunikationstechnik 
der Stadt München)

	 Thomas Bönig 
	 1. Werkleiter
	� Referent RIT, 

berufsmäßiger Stadtrat   
	 Hans Raab
	 2. Werkleiter			 
	 stellv.Referent RIT, Stadtdirektor
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